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Stellungnahme zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Verwaltungsgemeinschaft Bad Gottleuba-Berggießhübel mit der Stadt Liebstadt und 
der Gemeinde Bahretal im Parallelverfahren zu den Bebauungsplänen „Solarpark 
Biensdorf“ und „Solarpark Großröhrsdorf“ (Vorentwurf, Stand 08.06.2026) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e. V., nimmt zum 
o. g. Verfahren wie folgt Stellung. 

Dem BUND ist bewusst, dass es sich bei der 4. Änderung des Flächennutzungsplans sowie bei den 
Bebauungsplänen „Solarpark Biensdorf“ und „Solarpark Großröhrsdorf“ um rechtlich selbständige Bau-
leitplanverfahren handelt. Zugleich stehen diese Verfahren in einem engen sachlichen Zusammenhang, 
da die Flächennutzungsplanänderung im Parallelverfahren zu den beiden Bebauungsplänen erfolgt 
(Baugesetzbuch, BauGB, § 8 Abs. 3). Der BUND wird sich deshalb zu den einzelnen Verfahren jeweils 
gesondert äußern, berücksichtigt jedoch die wechselseitigen inhaltlichen Bezüge. Auf Ebene des Flä-
chennutzungsplans betrifft dies vor allem die Standortwahl, die Flächeninanspruchnahme, die natur-
schutzrechtliche Vollzugsfähigkeit, die Vereinbarkeit mit Schutzgebietsbelangen sowie die Frage, ob die 
Planung in der gewählten Kulisse überhaupt tragfähig vorbereitet ist. 

Die vorgelegten Unterlagen enthalten nachvollziehbare Ansätze, insbesondere die Zusammenführung 
der beiden Solarparkvorhaben in einer gemeinsamen vorbereitenden Planung, die Einbeziehung eines 
Umweltberichts sowie die Auseinandersetzung mit artenschutzrechtlichen, Natura-2000-bezogenen 
und wildökologischen Fragestellungen. Auch auf Grundlage des vorliegenden Planungsstands verblei-
ben jedoch erhebliche naturschutz- und planungsrechtliche Bedenken. Diese betreffen insbesondere die 
Betroffenheit eines gesetzlich geschützten Biotops, die vollständige Lage der Änderungsbereiche im 
Landschaftsschutzgebiet Unteres Osterzgebirge, die artenschutzrechtliche Konfliktlage, die methodi-
schen Defizite der Natura-2000-Vorprüfung, die wildökologischen und biotopverbundbezogenen Zer-
schneidungswirkungen sowie die bislang nicht hinreichend tragfähig hergeleitete Flächeninanspruch-
nahme (BauGB, § 1 Abs. 6 Nr. 7, § 1 Abs. 7, § 1a Abs. 2 Satz 1, § 2 Abs. 3, § 2 Abs. 4; Bundesnatur-
schutzgesetz, BNatSchG, § 30, § 34, § 44 Abs. 1). 

Der BUND Sachsen erhebt gegen den Vorentwurf erhebliche Bedenken und fordert eine grundlegende 
Überarbeitung der Planunterlagen vor Fortführung des Verfahrens. Der BUND lehnt das Vorhaben in 
der gegenwärtig vorliegenden Form ab. 
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1. Gesetzlich geschütztes Biotop 

Besonders gewichtig ist aus Sicht des BUND die in den Unterlagen selbst dokumentierte Betroffenheit 
eines gesetzlich geschützten Biotops. Der Umweltbericht führt aus, dass im Südosten des Bebauungs-
plans „Solarpark Biensdorf“, konkret in dessen Teilfläche 3, eine Fläche von ca. 880 m² eines gesetzlich 
geschützten „Sand- und Silikatmagerrasens“ vom Sondergebiet überlagert wird. 

Nach dem gesetzlichen Biotopschutz sind Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung oder einer 
sonstigen erheblichen Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope führen können (BNatSchG, § 30 
Abs. 2 Satz 1). Ausnahmen kommen nur unter den gesetzlichen Voraussetzungen in Betracht 
(BNatSchG, § 30 Abs. 3). Die dokumentierte Überlagerung begründet nach derzeitigem Planungsstand 
jedenfalls erheblichen biotopschutzrechtlichen Klärungsbedarf. Aus den Unterlagen geht bislang nicht 
hinreichend nachvollziehbar hervor, wie eine Zerstörung oder sonstige erhebliche Beeinträchtigung des 
gesetzlich geschützten Biotops im Sinne von § 30 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sicher vermieden werden 
soll und auf welcher rechtlichen Grundlage ein verbleibender Konflikt bewältigt werden könnte. 

Vor einer Fortführung der Planung ist daher kartografisch und textlich nachvollziehbar darzulegen, dass 
die Biotopfläche einschließlich bau- und betriebsbedingter Einwirkungen vollständig von Modulen, 
Nebenanlagen, Bauverkehr und Einfriedungen freigehalten werden kann. Falls dies nicht gewährleistet 
werden kann, ist der Konflikt rechtlich und fachlich offen zu benennen und die Sondergebietskulisse 
entsprechend anzupassen. 

2. Landschaftsschutzgebiet 

Die vollständige Lage der Änderungsbereiche im Landschaftsschutzgebiet führt nicht ohne Weiteres 
bereits auf FNP-Ebene zur Unzulässigkeit der Bauleitplanung. Sie begründet aber ein erhebliches Risiko 
für die Vollzugsfähigkeit der Planung. 

Der BUND weist zudem darauf hin, dass die Planbegründung das Schutzgebiet als „Landschaftsschutz-
gebiet Unteres Erzgebirge“ bezeichnet, während Umweltbericht, Natura-2000-Vorstudie und wildökolo-
gische Analyse übereinstimmend vom „Landschaftsschutzgebiet Unteres Osterzgebirge“ sprechen. 
Diese Unstimmigkeit in der amtlichen Gebietsbezeichnung ist vor Offenlage zu bereinigen; sie ist 
zugleich ein Indiz für unzureichende Sorgfalt bei der Abstimmung der Planunterlagen untereinander. 

Die Begründung geht selbst davon aus, dass erst noch zu prüfen sei, ob eine Ausgliederung aus dem 
Landschaftsschutzgebiet erforderlich ist oder ob eine Befreiung nach dem Bundesnaturschutzgesetz in 
Betracht kommt (BNatSchG, § 67 Abs. 1). Damit ist die Planung nicht schon rechtlich gescheitert. Die 
Gemeinde muss aber bereits im FNP-Verfahren nachvollziehbar darlegen, auf welcher Rechtsgrundlage 
– Ausnahme, Befreiung oder Schutzgebietsänderung – die Verwirklichung erfolgen soll, welche Schutz-
gebiets- und Schutzzweckbelange betroffen sind und weshalb die erforderliche naturschutzrechtliche 
Entscheidung im konkreten Einzelfall realistisch erreichbar ist. 

Aus Sicht des BUND fehlt bislang eine solche belastbare prognostische Auseinandersetzung. Insbeson-
dere genügt es nicht, das Problem nur unter allgemeinem Verweis auf das öffentliche Interesse am 
Ausbau erneuerbarer Energien zu relativieren. Erforderlich ist vielmehr eine standortbezogene Darle-
gung, weshalb gerade diese großflächige Gebietskulisse innerhalb des Landschaftsschutzgebiets 
naturschutzrechtlich voraussichtlich vollzugsfähig sein soll und weshalb konfliktärmere Alternativen 
nicht vorzugswürdig sind. 
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3. Artenschutz 

Auch artenschutzrechtlich zeigen die Unterlagen eine erhebliche Konfliktlage. Im faunistischen Gutach-
ten wurden im 100-m-Untersuchungsraum insgesamt 74 Vogelarten nachgewiesen, darunter 22 wert-
gebende Brutvogelarten. Von besonderer Bedeutung ist der Befund zur Feldlerche: Direkt in den geplan-
ten Vorhabengebieten wurden 59 Brutreviere der Feldlerche nachgewiesen (SO-1: 11, SO-2: 3, SO-3: 1, 
SO-4: 10, SO-5: 17, SO-6: 9, SO-7: 4, SO-8: 4), bei insgesamt 87 Revieren im erweiterten 100-m-Untersu-
chungsraum. Es handelt sich damit nicht um eine Randbetroffenheit einzelner Reviere, sondern um einen 
flächendeckenden und mengenmäßig erheblichen Verlust von Bruthabitat einer streng an Offenland 
gebundenen, gefährdeten Art (Rote Liste Sachsen: Vorwarnliste; Rote Liste Deutschland: gefährdet). 

Zudem ist im faunistischen Gutachten ein Reptiliennachweis im Randbereich des Vorhabengebiets SO-
1 dokumentiert, bei dem sich die Unterlagen jedoch widersprechen: Im gebietsbezogenen Kapitel wird 
als nachgewiesene Art die Waldeidechse (besonders geschützt) benannt, die am Waldrand auf einer 
Steinansammlung beobachtet wurde. In der Zusammenfassung des Gutachtens wird für denselben 
Fundortbereich (Steinstruktur am Feldrand im Norden von SO-1, April 2025) hingegen die Zauneidechse 
(streng geschützt) als nachgewiesene Art angegeben. Da beide Angaben denselben Fundort betreffen, 
aber unterschiedliche Arten mit unterschiedlichem Schutzstatus benennen, ist hier von einem Übertra-
gungsfehler im Gutachten auszugehen. Der BUND fordert eine Klarstellung, welche Art tatsächlich nach-
gewiesen wurde, da dies unmittelbare Auswirkungen auf die erforderliche Prüftiefe nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG hat.  

Unabhängig von der Klärung dieses Übertragungsfehlers regt der BUND an, die faunistische Erfassung 
im weiteren Verfahren auch auf weitere, bislang nicht dokumentierte Vorkommen hin zu überprüfen. Für 
die südexponierten, strukturreichen Bereiche des Untersuchungsraums erscheint ein eigenständiges 
Vorkommen der Zauneidechse (Anhang IV FFH-Richtlinie) an Steinstrukturen und Feldrändern nahelie-
gend, unabhängig davon, welche Art am konkreten Fundort im Norden von SO-1 tatsächlich nachgewie-
sen wurde. An Felsstrukturen im Bereich des Untersuchungsraums ist ergänzend ein Vorkommen der 
Glattnatter zu prüfen. Für ein Stillgewässer im Bereich der Teilfläche SO-2 ist zudem ein mögliches 
Laichhabitat des Grasfrosches zu berücksichtigen. Angesichts der bereits festgestellten Inkonsistenz 
bei der Artbestimmung hält der BUND eine gezielte Nachkartierung dieser Artengruppen für erforderlich, 
um eine belastbare Grundlage für die Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 
44 Abs. 1 BNatSchG sicherzustellen. 

Für besonders geschützte Arten und europäische Vogelarten sind die Verbote des besonderen Arten-
schutzes zu beachten (BNatSchG, § 44 Abs. 1). 

Der BUND verkennt nicht, dass die konkrete artenschutzrechtliche Konfliktbewältigung in weiten Teilen 
auf Ebene der Bebauungspläne zu leisten sein wird. Auf FNP-Ebene ist nicht jede Vermeidungs- oder 
CEF-Maßnahme parzellenscharf festzusetzen. Angesichts der Größenordnung von 59 unmittelbar be-
troffenen Feldlerchenrevieren muss aber bereits auf FNP-Ebene erkennbar sein, dass die auf B-Plan-
Ebene erforderlichen Vermeidungs-, Minderungs- und gegebenenfalls vorgezogenen Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen) in einem der Betroffenheit angemessenen Umfang fachlich und rechtlich 
realistisch gesichert werden können. 

Die Unterlagen benennen zwar bereits verschiedene Maßnahmen, darunter Bauzeitenregelungen, öko-
logische Baubegleitung, Erhalt von Habitatstrukturen, Monitoring und Vorgaben zur Einzäunung. Die 
tragfähige Kritik liegt daher nicht darin, dass Maßnahmen vollständig fehlten. Problematisch ist viel-
mehr, dass ihre Wirksamkeit, räumliche Zuordnung, Flächendimensionierung, rechtliche Sicherung und 
Dauerhaftigkeit aus den FNP-Unterlagen nicht belastbar hervorgehen. Dies gilt in besonderem Maße für 
die Feldlerche und die Offenlandbereiche sowie für randliche Habitatstrukturen, die von der technischen 
Überprägung und Einzäunung der Flächen mitbetroffen sind. 
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4. Natura 2000 

Die Natura-2000-Problematik sollte aus Sicht des BUND nicht pauschal als bloße Schutzgebietsnähe 
behandelt werden. Maßgeblicher Prüfungsmaßstab ist vielmehr, ob eine erhebliche Beeinträchtigung 
eines Natura-2000-Gebiets anhand objektiver Umstände sicher ausgeschlossen werden kann; hierfür ist 
§ 34 BNatSchG einschlägig. 

Die vorgelegte Natura-2000-Vorprüfung weist erkennbare Qualitätsmängel auf. So wird in der Darstel-
lung der Erhaltungsziele des SPA-Gebiets fälschlich auf das „SPA-Gebiet 76 Tal der Zwickauer Mulde“ 
Bezug genommen, obwohl durchgängig das hier tatsächlich relevante SPA-Gebiet 59 „Osterzgebirgstä-
ler“ untersucht wird. Ein solcher Gebietsbezeichnungsfehler in einer zentralen Passage der Vorprüfung 
ist mehr als ein redaktionelles Versehen; er stellt die sorgfältige Erarbeitung der Erhaltungsziele für das 
tatsächlich betroffene Gebiet in Frage und ist vor einer erneuten Beteiligung richtigzustellen. 

Hinzu kommt ein methodischer Mangel bei der Prüfung von Summationswirkungen: Die Vorprüfung 
verneint solche Wirkungen mit der Begründung, es seien keine anderen Pläne oder Projekte im Gebiet 
bekannt. Dies trifft jedoch nicht zu, da die Planbegründung (S. 8) selbst den bereits in Aufstellung 
befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark Liebstadt“ in unmittelbarer Nähe der hier 
verfahrensgegenständlichen Flächen benennt. Die Vorprüfung ist daher insoweit lückenhaft und um 
eine Summationsbetrachtung mit dem Solarpark Liebstadt zu ergänzen. 

Sollten sich die genannten Inkonsistenzen bei erneuter fachlicher Durchsicht bestätigen, spricht dies 
nicht ohne Weiteres schon für eine materielle Unverträglichkeit, wohl aber für einen deutlichen metho-
dischen Überarbeitungsbedarf. Insbesondere sind die einschlägigen Erhaltungsziele des korrekt 
bezeichneten Schutzgebiets, die funktionale Bedeutung angrenzender Offenlandflächen, mögliche Bar-
rierewirkungen sowie die genannte Summationswirkung mit dem Solarpark Liebstadt planbezogen und 
fehlerfrei zu prüfen. 

Ergänzend ist zu berücksichtigen, dass die betroffenen Teilflächen nach der räumlichen Darstellung der 
Vorprüfung nahezu vollständig von den Gebietsgrenzen des FFH-Gebiets "Seidewitztal und 
Börnersdorfer Bach" sowie des SPA-Gebiets "Osterzgebirgstäler" umschlossen werden und lediglich 
über eine schmale, wenige hundert Meter breite Verbindung nach Westen an das übrige Offenland 
angebunden sind. Bei einer derartigen räumlichen Konstellation reicht die pauschale Feststellung, Ver-
bindungsrouten oder Transferstrecken zwischen den Natura-2000-Gebieten seien aufgrund "ausreichen-
der Ausweichmöglichkeiten" nicht zu erwarten, fachlich nicht aus. Erforderlich ist vielmehr eine kon-
krete, auf die tatsächliche Lage der Flächen bezogene Prüfung, ob und in welchem Umfang die geplante 
technische Überprägung dieser eingeschlossenen Fläche die Austauschbeziehungen und damit die 
Kohärenzfunktion zwischen den angrenzenden Schutzgebieten beeinträchtigt. 

5. Kumulation mit weiteren Solarpark-Vorhaben im Gemeindegebiet 

Der BUND weist darauf hin, dass die hier verfahrensgegenständliche Planung nicht isoliert zu betrachten 
ist. Im Gemeindegebiet von Liebstadt und den angrenzenden Bereichen befinden sich nach derzeitigem 
Kenntnisstand mehrere weitere Freiflächen-Photovoltaikvorhaben in Planung beziehungsweise bereits 
im Verfahren. Diese sind in die Prüfung kumulativer Auswirkungen einzubeziehen, soweit sie in einem 
räumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem vorliegenden Vorhaben stehen. Diese Planungen 
stehen räumlich und funktional in engem Zusammenhang mit dem hier verfahrensgegenständlichen 
Vorhaben und betreffen denselben kleinteiligen, von mehreren Natura-2000-Gebieten geprägten 
Naturraum beiderseits des Seidewitztales. Der BUND hält es für erforderlich, dass die kumulativen 
Auswirkungen sämtlicher bekannter Teilvorhaben auf Natur und Landschaft sowie auf die Erhal-
tungsziele der betroffenen Natura-2000-Gebiete in einer gebietsübergreifenden Gesamtbetrachtung 
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dargestellt werden. Eine isolierte Bewertung jedes Einzelvorhabens ohne eine solche Gesamtbetrach-
tung wird der tatsächlichen Konfliktdichte des Gesamtraums nicht gerecht und begründet erheblichen 
methodischen Nachbesserungsbedarf. 

6. Biotopverbund, Wildökologie und Kaltluft 

Die wildökologische Analyse dokumentiert funktionale Wechselbeziehungen zwischen Offenland und 
Waldrändern und empfiehlt für mehrere Teilbereiche freie Korridore. Diese Erkenntnisse sind als Belange 
des Biotopverbunds, der biologischen Vielfalt und der Landschaftszerschneidung in die Abwägung ein-
zustellen (BauGB, § 1 Abs. 6 Nr. 7, § 1 Abs. 7). 

Konkret empfiehlt die wildökologische Analyse für die größeren, von Hanglagen der FFH-Schutzgebiete 
eingefassten Teilgebiete SO-1, SO-2 sowie SO-5 bis SO-7 ca. 60 m breite, von Einzäunung freizuhaltende 
Korridore, um die Durchgängigkeit für wechselndes Großwild zu erhalten und ein Verlagern von Wildun-
fallschwerpunkten auf angrenzende Straßen zu vermeiden. Zudem sind sämtliche Änderungsbereiche 
laut Regionalplan als Kaltluftentstehungsgebiete eingestuft. Der Punkt sollte daher nicht pauschal als 
„wildökologischer Konflikt“, sondern konkreter als Problem von Durchgängigkeit, Biotopverbund und 
funktionaler Freiraumwirkung beschrieben werden. Erforderlich sind nachvollziehbare Aussagen dazu, 
wie die Lage, Breite und dauerhafte Sicherung dieser Korridore auf Ebene der Bebauungspläne verbind-
lich festgesetzt und ihre Funktionsfähigkeit überwacht werden soll. 

7. Flächeninanspruchnahme, Landschaftsbild und Alternativen 

Auch die Begründung der Flächeninanspruchnahme und der Standortwahl bleibt bislang hinter dem 
erforderlichen Maß zurück. Der Änderungsbereich umfasst ca. 147,7 ha; im wirksamen Flächennut-
zungsplan sind hiervon bislang rd. 144,3 ha als Flächen für die Landwirtschaft und rd. 3,4 ha als Wald 
dargestellt, künftig sollen 90,2 ha als Sondergebiet Photovoltaik dargestellt werden. 

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; landwirtschaftlich genutzte 
Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden (BauGB, § 1a Abs. 2 Satz 1). 

Die Kritik sollte sich dabei nicht auf eine pauschal behauptete vollständige Versiegelung stützen. Trag-
fähig ist vielmehr, dass hier eine großflächige Umwidmung und technische Überprägung bisheriger 
Landwirtschafts- und Offenlandflächen vorbereitet wird, verbunden mit möglichen Verlusten oder Ein-
schränkungen ihrer Funktionen für Landschaftsbild, Erholung, Kaltluftentstehung, Feldvögel und Frei-
raumbeziehungen. Betroffen sind hiervon unter anderem wertvolle landschaftsbildprägende Strukturen 
wie die Baumreihe entlang des südlichen Änderungsbereichs 7 und das dortige Trittsteinbiotop entlang 
der „Alten Eisenstraße“, deren Erhalt bei der weiteren Planung zu sichern ist. 

Der BUND weist zudem darauf hin, dass es sich bei den betroffenen Standorten im Bereich Biensdorf 
nicht um beliebig austauschbares Offenland handelt. Nach den im Managementplan des FFH-Gebiets 
"Seidewitztal und Börnersdorfer Bach" dokumentierten Standortverhältnissen kommen im Talbereich 
kalkbeeinflusste Böden vor, die die Grundlage für in Sachsen selten ausgebildete Lebensraumtypen wie 
Kalk-Trockenrasen und Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation sowie eine entsprechend seltene, basiphile 
Pflanzenwelt bilden. Solche Standortbedingungen lassen sich im Falle eines Verlustes nicht ohne 
weiteres durch Ausgleichsmaßnahmen auf andernorts gelegenen Flächen reproduzieren. Der Umwelt-
bericht sollte daher nachvollziehbar darlegen, ob und inwieweit diese besondere Standortqualität bei 
der Abgrenzung der Sondergebietsflächen und bei der Herleitung geeigneter Kompensationsmaßnah-
men berücksichtigt wurde. 

Die Alternativenprüfung ist nach den vorliegenden Hinweisen möglicherweise auch deshalb zu eng, weil 
sie im Wesentlichen nur Varianten innerhalb der gewählten Kulisse behandelt. Für den Umweltbericht 
sind anderweitige Planungsmöglichkeiten ausdrücklich darzustellen (BauGB, Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und 
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den §§ 2a und 4c). Als Beispiel möglicherweise konfliktärmerer Alternativen regt der BUND an, im Rah-
men der Alternativenprüfung auch die Nutzung bereits versiegelter oder anderweitig vorbelasteter Flä-
chen im Umfeld bestehender Infrastruktur zu untersuchen, etwa entlang der Bundesautobahn A17, auf 
Lärmschutzeinrichtungen, ehemaligen Abbauflächen oder sonstigen technisch bereits vorgeprägten 
Standorten. Eine solche Alternative würde den Verlust von landwirtschaftlich genutztem Offenland 
sowie die Beeinträchtigung schutzgebietsnaher Flächen deutlich reduzieren und ist im Rahmen der 
Alternativenprüfung nach Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 BauGB nachvollziehbar mit abzuwägen. 

Aus Sicht des BUND bedarf es daher einer deutlich nachvollziehbareren Begründung, weshalb gerade 
die gewählte Flächenkulisse in Lage und Umfang gegenüber konfliktärmeren Alternativen vorzugswür-
dig sein soll. 

8. Ergebnis 

Der Vorentwurf ist aus Sicht des BUND Sachsen in seiner derzeitigen Fassung nicht abwägungsreif. Vor 
einer Fortführung des Verfahrens sind insbesondere die Betroffenheit des gesetzlich geschützten Bio-
tops, die naturschutzrechtliche Vollzugsfähigkeit innerhalb des Landschaftsschutzgebiets, die arten-
schutzrechtliche Konfliktbewältigung angesichts der erheblichen Feldlerchenbetroffenheit, die metho-
disch tragfähige Natura-2000-Prüfung einschließlich korrekter Gebietsbezeichnungen, vollständiger 
Summationsbetrachtung und einer Bewertung der Kohärenzfunktion angesichts der schutzgebietsna-
hen Lage einzelner Teilflächen, die Belange von Biotopverbund und Freiraumdurchgängigkeit, die Kumu-
lation mit weiteren im Gemeindegebiet befindlichen Solarparkvorhaben sowie die bislang nicht hinrei-
chend tragfähig hergeleitete Flächeninanspruchnahme einschließlich konfliktärmerer Alternativen 
nachvollziehbar aufzuarbeiten, planerisch zu vermeiden oder rechtlich tragfähig zu bewältigen. 

Ergänzend weist der BUND darauf hin, dass die erkennbaren Qualitäts- und Konsistenzmängel zwischen 
Begründung, Umweltbericht, Artenschutzbeitrag, Natura-2000-Vorprüfung und wildökologischer Ana-
lyse bereits für sich genommen gegen die gegenwärtige Abwägungsreife der vorbereitenden Planung 
sprechen 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


